* Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 8
Aktenzeichen: BK8-19/03047-01

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2
i.V.m.§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1aund § 5 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2018 und der Ver-
teilung durch Zu- und Abschldge auf die Erlésobergrenzen der
Kalenderjahre 2020 bis 2022

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg,
den Beisitzer Bernd Petermann
und den Beisitzer- Stefan Albrecht,

auf Antrag der Oberhausener Netzgesellschaft mbH, Danziger Strafle 31,
46045 Oberhausen, vertreten durch die Geschéaftsfiihrung,

- Antragstellerin -
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am 05.06.2020 beschlossen:

1. Der Regulierung'skontosa'ldo der Antragstellerin fur das Jahr 2018 sowie
die Verteilung durch Zu- bzw. Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erlés-
obergrenzen der Kalenderjahre 2020 bis 2022 werden gemaf Anlage 1 '
dieses Beschlusses genehmigt. Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt.

2. Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91
EnWG.

Griinde

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 25.06.20 einen Antrag auf Genehmi-
gung der Zu- bzw. Abschldge aus dem Regulierungskonto des Jahres 2018 ge-
malk § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1ai.V.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt.

Am 13.09.2019 hat die Beschlusskammer eine vorlaufige Anordnung hinsichtlich
des Regulierungskontos des Kalenderjahres 2018 sowie der Verteilung durch Zu-
bzw. Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Jahre 2020 bis

2022 erlassen.

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemaB § 67 Abs. 1 EnWG mit
Schreiben vom 06.04.2020 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten Ent-
scheidung der Beschlusskammer zu-auBern. Die Antragstellerin hat unter ande-

rem mit Schreiben vom 27.04.2020 Stellung genommen.

Sie tragt in ihrer Stellungnahme insbesondere vor, dass ein Wechsel von konven-
tionellen zu modernen Messéinrichtungen hauptsachlich Auswirkungen auf die
variablen Kosten habe. Die Landesregulierungsbehérde, in deren Gebiet der
Netzbetreiber seinen Sitz hat, wurde gemaR § 55 Abs. 1 EnWG ber die
Einleitung - des Verfahrens informiert. Das Bundeskartellamt und die
Landesregulierungsbehérde wurden gemaR § 58 Abs.1 S. 2 EnWG beteiligt.

Im Ubrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
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1. Zustandigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemall § 54 Abs.1 und 3 EnWG die zustandige
Regulierungsbehorde.

Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

2. ~ Ermittlung der Zu- bzw. Abschlige auf die Erlésobergren-
zen der Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV

2.1  Ermichtigungsgrundlage

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschlage auf die Erlésobergrenzen der Antrag-
stellerin fur die Jahre 2020 bis 2022 erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG,
§32Abs.1Nr.1und2i.V.m. §4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, § 5 ARegV.

Die Regulierungsbehérde genehmigt gemaR § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschla-
ge auf die Erlésobergrenzen der Antragstellerin fiir die Jahre 2020 bis 2022, die
sich aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 ergeben. Die ermit-
telten Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschlége sind geman
§ 5 Abs. 2 ARegV zu-verzinsen.

Fir die Berechnung der Zu- und Abschldge auf die entsprechenden Erlésober-
grenzen wird zunachst der Saldo zum 31.12.2018 ermittelt. Dieser wird sodann
um ein Jahr aufgezinst, um zu bericksichtigen, dass die Auflésung des Regulie-

rungskontosaldos erst im Jahre 2020 beginnt.

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2018 erfolgt in drei gleichmaRi-
gen Raten ab dem Jahr 2020. Zusatzlich erfolgt gema® § 5 Abs. 3 S. 3 ARegV
eine Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Sal-
dos nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz fiir die Aufzinsung im Jahr 2019 und im
gesamten Auflésungszeitraum entspricht dem 10-jahrigen Durchschnitt der von
der Bundesbank veroffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere
inlandischer Emittenten" der Kalenderjahre 2009 bis 2018 in H6he von 1,34 Pro-

zent.
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2.2

Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1

ARegV. Fir den Elektrizitatsbereich sind dies im Einzelnen:

a)

.d)‘

die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den
von der Antragstellerin -unter Bericksichtigung der tatsachlichen Mengen-

entwicklungen erzielbaren Erlésen,

die Differenz zwischen den tatsachlich entstandenen Kosten nach § 11
Abs.2S.1Nr. 4 b'is 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der Erlésobergren-

ze diesbeziiglich enthaltenen Ansétzen,

die Differenz zwischen den tatsachlich entstandenen Kosten nach § 11
Abs. 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5
ARegV zur Beriicksichtigung von Verlustenergiekosten in der zweiten Re-
gulierungsperiode und den in der Erlésobergrenze diesbeziglich enthalte-
nen Ansitzen bzw. der entsprechenden freiwilligen Selbstverpflichtung
nach § 11 Abs. 4 S. 2 ARegV sowie

die Differenz zwischen den fir das Kalenderjahr bei effizienter Leistungser-
bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die
Messung gehort, und den in der Erlésobergrenze diesbezijglich enthaltenen
Ansétzen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der An-
schlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber
durchgefihrt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten fir
den Messstellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten
Messsystemen im Sinne des Messstellenbétriebsgesetzes handelt. In das
Regulierungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch MaRk-
nahmen des Netzbetreibers im ZUsammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3
S.1 und 2 EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG
verursacht wird, soweit der Netzbetreiber fir die Durchfihrung zusténdig

war.
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23 Differenz zwischen zuldssigen Erlésen und erziel-

baren Erlosen

Gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulassigen Erlése und der von
der Antragstellerin unter Berlcksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung
erzielbaren Erlose im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erlosober-
grenze wird in vden Anlagen 3a und b der von der Antragstellerin angepassten

Erl6sobergrenze gegeniibergestellt.

Die in den Einzelbestandteilen der Erlésobergrenze gegeniber dem Ansatz der
Antragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfalls aus den Anlagen 3a
und b.

2.31 Zulassige Ericse

Die zuldssigen Erlése bestimmen sich gemaR § 4 ARegV. Dabei sind die geméan
§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erlésobergrenzen nach 'Mafsgabe von § 4
Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich von der Antragstellerin anzupassen.

Dies umfasst insbesondere die zuldssige Anpassung der jeweiligen kalenderjahrli- ‘
chen Erldsobergrenze in Folge von Anderungen des Verbraucherpreisgesamtin-
dexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Anderungen von dau-
erhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6a, 8,
8b bis 11, 12a bis 13 und 17 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 |
Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV).

Kosten oder Erlése aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr.4 ARegV), der Nachristung gemafl der
Systemstabilitatsverordnung (§ 11 Abs.2 S.1 Nr.5 ARegV), genehmigten
Investitionsmalnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr. 6 ARegV), der
Auflésung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a
ARegV, aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der
Auflésung von Netzanschlusskostenbeitragen und Baukostenzuschissen (§ 11
Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV) sowie aus Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die.
die Voraussetzungen des § 15 Abs.2 EEG erfiillen (§ 11 Abs.2 S.1 Nr. 17
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ARegV konnen auf Basis von Planwerten angepasst werden und flieRen im Rah-

men eines Plan-Ist-Abgleichs in das Regulierungskonto ein.

Weiterhin kdnnen Anpassungen aufgrund einer Mehrerlésabschdpfung nach § 34
Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfolgen.

Zudem kénnen jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemat § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1
und 2 ARegV Anpassungen der Erlésobergrenze in Folge von beschiedenen
Antrdgen nach Maligabe des § 10 ARegV (En/veiterungsfaktor) und einer nicht
zumutbaren Harte (Hartefall) gewéhrt werden. Die Anpassung aufgrund eines vor-
herigen Saldos eines Regulierungskontos erfolgt nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, S. 3
ARegV.

Eine weitere Anpassung der Erldsobergrenze ist gemaR § 4 Abs. 5 ARegV nach
Maf}gabe des § 19 ARegV (Qualitatselement) méglich.

Die Antragstellerin hat unter dem Aktenzeichen BK8-11/3047-13 einen offentlich-
rechtlichen Vertrag mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag
wurden die der jahrlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Betrége gean-
dert. Diese Betrage sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren
Erldsen zu bertcksichtigen. Zur Bestimmung der zulassigen Erl0se ist somit gene-
rell auf die vor Abschluss des dffentlich-rechtlichen Vertrages urspringlich festge-
legten bzw. nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten kalenderjahrlichen Erlés-
obergrenzen abzustellen.

In der Anlage 3a erfolgt jedoch unter ,Sonstiges” der Ausweis eines Anpassungs-
betrages aus technischen Griinden bei den zulassigen Erlésen und nicht bei den

erzielbaren Erlosen.
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2311 Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes
nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erldsobergrenze ist die Anderung des Verbrau-
cherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berilicksichtigen. Hierfur ist fir das
Jahr 2018 gemaR § 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres
2016 in Hohe von 107,40 zu verwenden.

2.31.2 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kos_tenanteilen- nach §11 Abs.2 S.1 Nr.1, 3,7, 8b
bis 12a und 14 sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3
S.1Nr. 21. HS ARegV)

Kosten oder Eriose aus gesetzlichen Abnahme- und Vergitungspflichten (Nr. 1),
Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten fiir die Errichtung, Zahlungen an Stadte oder
Gemeinden nach Maligabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b), betrieblichen und
tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen,
soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind
(Nr. 9), der im gesetzlichen Rahmen ausgelbten Betriebs- und
Personalratstatigkeit (Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung im
Unternehmen und von Betriebskindertagesstatten fur Kinder der im Netzbereich
beschéftigten Betriebsangehorigen (Nr. 11), Forschung und Entwicklung nach
MaBga}be des § 25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erlése nach § 11 Abs. 2
S. 2 und 4 ARegV wurden vom Netzbetreiber gemaR § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS
ARegV jeweils auf die im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten angepasst

2313 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8,
13, 16 und 17 ARegV (§ 4 Abs. 3 S.1 Nr. 2, 2. HS
ARegV)

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11
Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV), fur die Nachrustung aufgrund der
Systemstabilitdtsverordnung (§ 11 Abs.2 S.1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten
InvestitionsmalRnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S.- 1 Nr. 6 ARegV), der
Auflésung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV),
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aus vermiedenen Netzentgelten (§11 Abs.2 S. 1 Nr.8 ARegV), aus der
Auflésung von Netzanschlusskostenbeitrdgen und Baukostenzuschissen (§ 11
Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV), sowie aus Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 EEG,
die die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EEG erflllen (§ 11 Abs.2 S. 1 Nr. 17
ARegV) wurden vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemaR § 4 Abs. 3
S. 1 Nr. 2 ARegV angepasst.-

2314 Anpassungen aufgrund von Mehr -oder Mindererlo-

sen nach § 34 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV
(analog)

Die Anpassung aufgrund der Mehreriésabschopfung nach § 34 Abs. 1 ARegV
i.V.m. § 11 StromNEV (analog), wurde bei der Berechnung der zulédssigen Erlos-
obergrenze in Anlage 2 berlcksichtigt. Abweichungen des von der Beschluss-
kammer ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind der Anlage'

3a zu entnehmen.

2.3.1.5 Anpassung nach MaRgabe des § 10 ARegV (Erwei-
terungsfaktor) gemaR § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV

Die Erlésobergrenze wurde nach MaRgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor)
gemal § 4 Abs. 4 S.1 Nr. 1 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-17-3047-21).
Daher ist diese Anpassung bei der Berechnung der zulassigen Erlésobergrenze in
der Anlage 3a beriicksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskam-
mer ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der An-

lage 3a zu entnehmen.

2.3.1.6 Anpassung nach MaBRgabe des § 5 ARegV (Saldo
' ~ des Regulierungskontos) gemaR §4 Abs.4 S.1
Nr. 1a ARegV

Die Erlésobergrenze wurde nach Maf3gabe des § 5 ARegV gemaR § 4 Abs. 4 S. 1
Nr. 1a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 2013 bis 2016 erfolgten
durch die Beschlusskammer zunachst eine vorlaufige und schlieRlich eine endgul-
tige Bestimmung der Salden und der Verteilung auf fiinf Kalenderjahre durch Zu-
und Abschlage auf die Erlésobergrenze gem. § 34 Abs. 4 ARegV (Az. jeweils
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- BK8-17/3047-01). MaRgeblich fur die Bestimmung der zuldssigen Erlose fur den
Saldo des Jahres 2018 ist der endgliltige durch die Beschlusskammer festgelegte
Zu- bzw. Abschlag. Etwaige Abweichungen des von der Beschlusskammer fest-
gestellten Auflésungsbetrag aus dem Regulierungskontosaldo 2013 bis 2016 zu
den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu entnehmen. Der
in der Anlage 3a ausgewiesene Wert enthélt zudem den Saldo des Regulierungs-
kontos fiir die Jahre 2009 bis 2012, der mit der Festlegung der Erldsobergrenzen

fur die zweite Regulierungsperiode bestimmt wurde.

2317 Anpassung nach MaRgabe des § 19 ARegV (Quali-
tatselement) geman § 4 Abs. 5 ARegV

Die Erlosobergrenze wurde nach MaRgabe des § 19 ARegV (Qualitatselement)
gemall § 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-17/3047-81). Daher ist
diese Anpassung bei der Berechnung der zuldssigen. Erlésobergrenze in der
Anlage 3a berlicksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer
ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage

3a zu entnehmen.
2.3.2 Erzielbare Erlose

GemaR §5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV
zulassigen Erlésen und den von der Antragstellerin unter Berlcksichtigung der
tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlésen im Regulierungskonto zu
erfassen. Die erzielbaren Erlése ermitteln sich als Produkt der tatséchlich im je-
weiligen Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten mit den zuvor
im Rahmen der Verprobungsrechnung gemaR § 20 StromNEV ermittelten Entgel-
ten. Bei der Bestimmung der erzielbaren Erldse ist somit auf die tatsachlich physi-
kalisch durchgeleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistungen
abzustellen, unabhéngig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabat-

te gewéhrt wurden.

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli-
chen tatsachlich erzielbaren Erlése des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt.
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Nach Prifung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich -

die in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlése.

Die Antragstellerin hat unter dem Aktenzeichen BK8-11/3047-13 zur Umsetzung
héchstrichterlicher Rechtsprechung einen 6ffentlich-rechtlichen Vertrag mit der
Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diesen Vertrag wurden die der jahrlichen
Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Betréage ‘geéandert. Diese Betrage sind im
Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren Erlésen zu bericksichtigen.
Dementsprechend sind die erzielbaren Erlése der Antragstellerin um die sich aus

dem offentlich-rechtlichen Vertrag ergebenden Betrage zu korrigieren.

24 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis
6a, 8, 13 und 17 ARegV

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjéhrlichen
Erldsobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung
von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis
6a, 8, 13 und 17 ARegV auf Basis' des Kalenderjahres, auf das die Erlésobergren-

ze Anwendung finden soll.

Die diesbezliglich in dem jeweiligen Erldsobergrenzenjahr enthaltenen Planansat-
ze sind den in diesem Kalenderjahr tatséchlich entstandenen Kosten gegeniber-
zustellen. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemaR § 5
Abs. 1 S. 2 ARegV zu beriicksichtigen.

Die Antragstellerin hat die tatsachlich entstandenen Kosten und Erlése gemaf
§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV aus

a) der erforderlichen Inanspruchnavhme vorgelagerter Netzebenen,
b) der Nachrustung nach SysStabV,

c) genehmigten Investitionsmafnahmen nach § 23 ARegV,

d) der Auflésung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV,

e) vermiedenen Netzentgelten,
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f) der Auflésung von Netzanschlusskostenbeitragen und

Baukostenzuschiissen,

g) Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des
§ 15 Abs. 2 EEG erfillen,

Ubermittelt.!

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten

Werten gegeniibergestellt.

2.4.1 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8,
13 und 17 ARegV

Der Netzbetreiber hat zur Ermittiung der vermiedenen Netzentgelte den schrittwei-
sen Abbau der Entgelte fiir dezentrale Einspeisung nach § 120 EnWG im Erhe-
bungsbogen nicht berticksichtigt. Nach § 120 Abs. 3 S. 1 EnWG durfen fir Anla-
gen mit volatiler Erzeugung ab dem 1. Januar 2020 keine Entgelte fir dezentrale
Erzeugung mehr gezahlt werden. Der Vergutungsabbau erfolgt stufenweise in drei
Schritten, sodass in den Entgelten fir dezentrale Erzeugung des Jahres 2018 ein
Abschlag von einem Drittel bertcksichtigt wird.

Der Netzbetreiber hat die korrigierten Enigelte far volatile dezentrale Erzeugungs-
anlagen mit E-Mail vom 19.03.2020 mitgeteilt. Darliber hinaus wurde auch ein
Entgelt fir nicht volatile EE-Anlagen korrigiert.

Die Beschlusskammer hat diese Preise zur Ermittlung -der vermiedenen Netzent-
gelte im Sinne von §18 StromNEV, § 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-

G verwendet.

Die Abweichungen sind im Einzelnachweis dargestellt.

! Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgelte ist ab dem Kalenderjahr 2018 nach
MaRgabe des § 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das Schattenpreisblatt des jeweiligen vorgelagerten Netz-
betreibers zu Grunde zu legen (vgl. Hinweise der Beschlusskammer 8 zur Anpassung der Erlésobergrenze).
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2.5 Differenz zwischen den fiir das Kalenderjahr entstehenden
Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den
in der Erlosobergrenze diesbeziiglich enthaltenen Ansit-

zen

Gemal § 5 Abs.1S.3 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu-
lierungskonto darliber hinaus die Differenz zwischen den fir das Kalenderjahr bei -
effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu
dem auch die Messung gehort, und den in der Erlésobergrenze diesbeziiglich ent-
haltenen Ansétzen einbezogen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl
der Anschlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber
durchgefiihrt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten fur den
Messstellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsys-
temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt.

Gemal § 5 Abs. 1 S. 4 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu-
lierungskonto auch die Differenz einbezogen, die durch MalRnahmen des Netzbe-
treibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2. S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in Ver-
bindung mit § 55 Abs 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG verursacht wird, soweit der
Netzbetreiber flir die Durchfiihrung zustandig war.

Nach § 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs von modernen
Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen nicht mehr in der Erlésober—
grenze und den Netzentgelten des Netzbetreibers zu berticksichtigen, sondern
dem grundzustindigen Messstellenbetreiber fir moderne Meésseinrichtungen und
intelligente Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten fur die Abrechnung der Netz-
nutzung von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen ver-
bleiben beim Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte.

In das Regulierungskonto sind gemal § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV Kostendifferenzen
einzubeziehen, die sich durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Be-
reich des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben. Durch den Austausch von
konventionellen Messeinrichtungen gegen moderne Messeinrichtungen und intel-
ligente Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Anschlussnutzer, die dem Be-
reich des konventionellen Messstellenbetriebs und damit dem Netzbetreiber zuzu-
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ordnen sind, wahrend die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzustindigen
Messstellenbetreiber fliir moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsyste-
me betreut werden, steigt. Folglich reduzieren sich die Kosten des Netzbetreibers
fiir den konventionellen Messstellenbetrieb im Vergleich zu den in der Erlésober-

grenze enthaltenen Ansatzen.

Die Antragstellerin hat die Kostenveranderung fiir die Messung bzw. den Mess-

stellenbetrieb Ubermittelt.
Hiernach haben sich Differenzen ergeben.

Diese Werte werden in der Anlage 4 den von der Beschlusskammer gepriiften

Werten gegenibergestellt.

Hierbei hat die Beschlusskammer in einem ersten Schritt die Differenz der Zahl
der Anschlussnutzer, bei denen der Zahler durch eine moderne Messeinrichtung
im Sinne des § 2 Nr. 15 MsbG i.V.m. § 61 Abs.1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe fir
moderne Messeinrichtungen) oder ein intelligentes Messsystem im Sinne des § 2
Nr. 7 MsbG ersetzt wurde, ermittelt. Dabei wurde der Anfangsbestand der intelli-
genten Messsysteme und modernen Messeinrichtungen mit ,0“ angesetzt. Damit
wird sichergestellt, dass die Gesamtzahl der intelligenten Messsysteme und mo-
derner Messeinrichtungen, die bis zum 31.12.2018 eihgebaut wurden, zu einer

Verringerung der Erlésobergrenze flihrt.

AnschlieBend wird diese Differenz mit dem Preis fur den Eintarifzéhler (Haushalts-
zahler) muItipIiziért. Dieser Wert flieRt als Kostenminderung in die Ermittlung des
Regulierungskontosaldos ein. Die Zahler, die aus der Erlosobergrenze herausfal-
len, werden dabei pauschal mit dem glinstigsten Preis fiir den Messstellenbetrieb

und die Messung bewertet.

Aufgrund des friihen Stadiums des Rollouts und zahlreicher offener Fragen er-
kennt die Beschlusskammer ohne weiteren Nachweis bis zu 25 % der Kosten fir
an den grundzustandigen Messstellenbetreiber fir moderne Messeinrichtungen
und intelligente Messsysteme  abgehende Kosten als Systemkosten des Netzbe-
treibers an, die nicht aus den Erlésobergrenzen herausgelést werden. Anhand

dieser Pauschale wird einerseits berlcksichtigt, dass ein groRer Teil der Kosten
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einer ausgetauschten Messeinrichtung beim Netzbetrieb nicht mehr anfallt, ande-
rerseits gewisse Kosten beim Netzbetreiber zumindest vortibergehend verbleiben

kdnnen.

‘Die Antragstellerin fordert, dass die Kosten, die im Rahmen des Umbaus von kon-
ventionellen zu modernen Messeinrichtungen aus der Erlosobergrenze herausfal-
~ len, pauschal durch das in 2016 letztmalig verdffentlichte Entgelt fiir Messdienst-

leistungen ermittelt werden.

Eine Beschrankung der Kosten auf die reine Messdienstleistung und kein Ansatz
von Kosten flir den Messstellenbetrieb erscheint nicht sachgerecht. Die Be-
schlusskammer hat einen Pauschalansatz gewahit, um die gesamten Kosten,‘die'
auch Fixkosten umfassen, abzuschmelzen. Die Gesamtkosten werden Uber einen
Zeitraum von zehn Jahren aus dem regulierten Bereich des Netzbetreibers her-
ausgelost. Anteilig miissen damit auch die, von der Antragstellerin als Fixkosten
eingestuften Kosten des Messstellenbetriebs, abgesenkt werden. Der Ansatz des
gunstigsten Entgelts fur den Messstellenbetrieb (inkl. Messung) ist geeignet, diese
Gesamtkosten pro Netzkunde zu erfassen und den Abschmelzpfad pauschal zu

ermittein.

Die Beschlusskammer behalt sich vor, in Folgejahren insbesondere aufgrund neu-
er Erkenntnisse bei der kinftigen Bestimmung von Regulierungskontosalden auch
“abweichende Prifansatze zu wahlen. Angesichts der rhéglichen gemeinsamen
Wahrnehmung der Marktrollen des Verteilernetzbetreibers und grundzustéandigen
Messstellenbetreibers flir moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsys-
teme sind Schllsselungen der Kosten auf beide Rollen méglich. Es sind EDM-
und Zahlermanagementsysteme am Markt verflugbar, die aufgrund der nicht erfor-
derlichen informatorischen Entflechtung zwischen den Marktrollen innerhalb des

Verteilernetzbetreibers auch nicht zu zusétzlichen Lizenzgeblhren o0.a. fuhren.
2.6 Ausgleich des Regulierungskontosaldos

Der ermittelte Saldo wird annuitatisch Gber drei Jahre durch Zu- und Abschlage

auf die Erlésobergrenze verteilt.
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Der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 wird durch die Einzelbetrage
hinsichtlich

a) der Abweichung zwischen zuldssigen und erzielbaren Erlésen gemaR § 5
Abs. 1 S. 1 ARegV,

b) der Abweichung zwischen den tatsachlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der kalenderjéhrlichen Erlos-
obergrenze enthaltenen Ansatzen gemal § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV, sowie

c) den verdnderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne
des § 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV

bestimmt. Diese Differenzbetrage .Werden gemal § 5 Abs. 2 ARegV verzinst.

Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung
erfolgt gemal § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jahrlich durchschnittlich ge-
bundenen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und
Jahresendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten
zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deut-
schen Bundesbank verc'iffentliChten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere
inlandischer Emittenten (1,34 %).

Die sich danach fiir die Jahre 2020 bis 2022 ergebenden Zu- bzw. Abschlage auf

die Erlésobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen.
- e Entfall der vorlaufigen Anordnung

Die Beschlusskammer hat am 13.09.2019 (Az. BK8-1 9/03047-01) eine vorlaufige
Anordnung zur Auflosung des Regulierungskontosaldos des Jahres 2018 getrof-
fen. Die vorlaufige Anordnung tritt mit der Wirksamkeit dieser abschlieBenden Ent-
scheidung aufer Kraft.

4., Riickwirkende Festlegung

Die riickwirkende Festlegung der Auflésung des Regulierungskontosaldos nach
dem 01.01.2020 ist zulassig.
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Der sachliche Grund fiir das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2019
liegt u.a. darin begriindet, dass in zahlreichen Féllen fiir die Priifung des Regulie-
rungskontos vorgreifliche Verfahren der zweiten Regulierungsperiodé (Erweite-
rungsfaktoren, Netzlibergénge etc.) noch nicht abgeschlossen waren. Zur Wah- -
rung einer einheitlichen Prifungspraxis hat die Beschlusskammer daher von einer
frihzeitigen Genehmigung der Regulierungskonten abgesehen.

Die ruckwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlésobergrenze 2020 verstof3t ins-
besondere nicht gegen § 21a Abs.5 S. 4 EnWG. Das Regulierungskonto wird
gem. § 5 Abs. 1 S. 1 und 5 ARegV ohnehin primar durch den Netzbetreiber ge-
fuhrt. Durch den stets vor dem 30.06. eines Kalenderjahres der Regulierungsperi-
ode veréffentlichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der Netzbetrei-
ber stets rechtzeitig zur Preisbildung (01.01. des Folgejahres) in der Lage, die
preisbildenden Bestandteile aus der Auflésung des Regulierungskontos fir sich zu
bestimmen und konnte diese somit seiner Entgeltbildung des Jahres 2020 zu

Grunde legen.

Durch die Veréffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlésobergrenze wa-
ren dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Be-
schlusskammer im Hinblick auf die Berlicksichtigung bzw. Nichtberiicksichtigung
bestimmter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11
Abs. 2 ARegV bekannt.

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die
Festlegung der Auflésungsbetrige aus dem Regulierungskonto fiir die Jahre 2020
bis 2022 hatte danach grundséatzlich im Jahr 2019 erfolgen sollen. Gleichwohl ist
eine rickwirkende Festlegung zulassig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie
2009/73/EG sind die Regulierungsbehdrden befugt, vorldufig geltende Ubertra-
gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und iiber geeignete
AusgleichsmalRnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verz6-
gert. Wenn aber vorlaufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der
Erlésobergrenze fir ein Kalenderjahr zulassig sind, muss auch eine rickwirkende
endgliltige Festlegung von Erlésobergrenzen zulassig sein (vgl. OLG Diisseldorf,
Beschluss vom 14. September 2016, VI-3 Kart 175/14 [V], Rn. 118 ff., juris).
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Anges'ichts der dargestellten Umsténde erachtet die Beschlusskammer die ruck-

wirkende Festlegung als vom Ermessen gedeckt.

Vorliegend Uberwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (rlickwirkenden)
Festlegung zur Auflésung der Regulierungskontosalden. Die gegen die ruckwir-
kende Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes hat die Be-
schlusskammer demgegeniiber im konkreten Fall als nachrangig bewertet.

Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Be-
schlusskammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und
insoweit eine nachtragliche Korrektur der selbstandig angepassten Erlésobergren-
zen des Jahres 2020 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen fir die Festlegung
der Erlésobergrenzen fir das Jahr 2020 hat die Beschlusskammer darauf hinge-
wiesen, dass, sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt ist,
der Antragswert bzw. der Wert gemaR der vorlaufigen Anordnung fiir die Anpas-

sung anzusetzen ist.

Zudem hat die Beschlusskammer in der vorldufigen Anordnung im Jahr 2019
nochmals klargestellt, dass mogliche Abweichungen der endgultigen von der vor-
laufigen Entscheidung sachgerecht Uber die Methodik des Regulierungskontos
ausgeglichen werden kénnen. Dies betrifft die kiinftigen Genehmigungsverfahren

zu den Regulierungskonten des Jahres 2020.

Die Entscheidung ist auch verhaltnisméaRig. Die Entscheidung dient dem Zweck,
entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV fiir die
Jahre 2020 bis 2022 Auflésungsbetrage aus dem Regulierungskontosaldo festzu- .
legen. Die rickwirkende Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden
dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2020 bis 2022 erméglicht. Die
rickwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes
Mittel nicht zur Verfligung steht. Die Entscheidung ist schlieflich auch angemes-
sen. Das Interesse des Netzbetreibers, fir den Zeitraum der Rickwirkung keinen
weiteren Vorgaben gemaf dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der
Beschlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren,
preisglinstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit
mit Elektrizitat zurtckstehen. Die zahlreichen nachtraglichen Korrekturen einzelner
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Unternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im
Interesse der Netzbetreiber selbst ist, nachtraglich noch eine Entscheidung zu tref-

fen.

lll. Gebiihren

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil dieses Beschlusses.
Anlage 1  Auflésungsplan und Auszug

Anlage 2 = Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA
Anléée 3a Vergleich der Erlosobergrenzenbestandteile

Anlage 3b Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be-
schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur
(Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genigt, wenn die Be-
schwerde innerhalb der Frist’' bei dem Oberlandesgericht Dusseldorf
(Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Disseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist fur die Beschwerdebegriindung be-
tragt einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf
Antrag von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert wer-
den. Die Beschwerdebegriindung muss die Erklérung, inwieweit der Beschluss
angefochten und seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die An-
. gabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stiitzt, enthal-
ten. Die Beschwerdeschrift und Beschwerdebegrindung muissen durch einen

Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Bourwieg Petermann Albrecht
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Anlage 1 - Aufissungsplan und Auszug

Oberhausener Netzgesellschaft mbH

Az: BKB-19/03047-01

Rechtsgrundiage

Beschreibung

2018

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV

Eribsobergrenze (EOG) geman § 4 ARegV

nach_s 4 ;RRegV zulassige Eridse ]

33.662.631

erzielbars Eridse

Verzichtsbetrag in der Verprobung

| Differenz

§5Abs. 1 Satz 2 ARegV

Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Neizebenen
gemdB § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV

tatsachlich entstandene Kosten

n EOG enthaltene Ansétze

Differenz

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV

.
Vermiedene Netzentgelte Im Sinne von §18 StromNEY,
§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G

|tatsachlich entstandene Kosten

in EOG enthaltene Ansétze

Ditferenz

§ 5 Abs. 1 Balz 3 ARegV

Kostenverdnderung Messung / Messstellenbetrieb
inkl. Malnahmen gem. § 21b EnWG !

tatséchlich entstandene Kosten

in EOG enthallene Anséize

Differenz

~ T Abs. 1 Satz 2 ARegV

Nachristung von Wechselrichtern nach § 10 Abs. 1 SysStabV
und anderen Anlagen nach § 22 Abs. 1 SysStabV

|tatsac.hlid': entstandene Kosten

[In EOG enthallene Ansétze

[_Dﬂ‘l‘umn:

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV

Kapitelkosten aus genehmigten Investltionsmalnahmen
nach § 23 ARegV

tatsachlich entstandene Kosten

in EOG enthaltene Ansélze
Difterenz

§ 5Abs. 1 Salz 2 ARegV

Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG

taisachich enistandene Kosien
|in EOG enthaliene Ansatze

| Difterenz

§5Abs. 1 Satz 2 ARegV

Aufidsung von Netzanschiusskostenbeitrdgen und
Baukostenzuschissen nach § 9 Abs. 1 5. 1 Nr. 3 und 4 i.V.m.
§. 2 StromNEV

tatsdehiich entstandene Kosten

/in EOG enthaltene Ansdfze

Differenz

Sonstiges

\Summe aus Einzeldifferenzen

Verzinsung und Aufiisung des Regulierungskontos

Bezeichnung

Jahresanfangsbestand ( = Vorjahressaldo)

2018

Endbestand (= Saldo aus Einzeldifferenzen)

‘telwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand

Anzuwendender Zinssatz gemiR § 5 Abs. 2 ARegV

Verzinsung

| Saldo Regulierungskonto ( = Jahresendbestand + Verzinsung)

1.367.481|

2019

2020
[EUR]

2022
[EUR] |

1,34%| 1,34%|

1.34%

1.385.805

Annuititische Berlcksichtigung In der Erisobergrenze

Auswirkung auf die Eribsobergrenze

471.213| ar1.213]

471.213

Mindererios (EOG-emihend)
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Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA Oberhausener Netzgesellschaft mbH Az: BK8-19/03047-01

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermitteiten Werte gem. § 5 Abs. 1 AReqV des Jahres 2018

Angaben des Bundesnetz- :‘rﬂm
Rechtsgrundiage Beschreibung Netzbetrelbers agentur ;'v'; Ston
[EUR] [EUR]
IRk [EUR]
| nach § 4 ARegV zulassige Erlose 33.662.631]
. erzielbare Erldse
§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV |Erltsobergrenze (EOG) gemaR § 4 ARegV Verzictiabat-nt in fer Verprabung
Differenz

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter tatsachlich entstandene Kosten

Netzebenen gemal § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegv | In.EQG enthaltene Ansatze
Differenz

tatsachlich entstandene Kosten

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV/ Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV,

Summe aus Einzeldifferenzen

§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G in EOG enthaltene Ansatze
) Differenz
- tatsachlich entstandene Kosten
Kostenverdanderung Messung / Messstellenbetrieb
§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV inkl. MaBnahmen gem. § 21b ENWG in EOG enthaltene Anséatze
) Differenz
=N Nachristung von Wechselrichtern nach § 10 Abs. 1 tatsdchlich entstandene Kosten
§ 5 Abs. 1 Salz 2 ARegV |SysStabV und anderen Anlagen nach § 22 Abs. 1 in EOG enthaltene Ansatze ']
SysStabV ) Differenz .|
. - . tatsachlich entstandene Kosten |
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmalinahmen In EOG anthaliene Ansatze |
nach § 23 ARegV -
Differenz |
|
tatsdchlich entstandene Kosten !
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV |Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG in EOG enthaltene Ansatze |
Differenz '|
Auflésung von Netzanschlusskostenbeitragen und tatsachlich entstandene Kosten |
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV |Baukostenzuschissen nach § 9 Abs. 1S, 1 Nr. 3und 4 [in EOG enthaltene Ansatze |
iV.m. S. 2 StromNEV Differenz |
— |
Sonstiges |
]

Seite 1 von 1



Anlage 3a Vergleich der Erlésobergrenzen

Vergleich Erlosobergrenzenbestandteile

Oberhausener Netzgesellschaft mbH

Az: BK8-19/03047-01

Netzbetreiber

BiNetzA

Abweichung

Eriésobergrenze

Formelbestandteile

KA dnb

KA vnb

KA Db

Anpassung VP, / VPI, - PF,

Anpassung der Erlosobergrenze gem. EVYF-Beschluss

Q-Element

Volatile Kosten

Saldo Regulierungskonto

Hértefall

Sonstiges

MEA

Netzverdnderungen gemaR § 26 Abs. Il - V ARegV

Sonstiges

2018

2018

33.662.631
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Az BRE-1003047-01

Aniage 3t Vergheih VP1 urd deuerhal nichl besinfusbare Kosten Oerhausenar Netrgess

Vergleich VPl und dauerhaft nicht beeinfluBbare Kosten

Netzhetraiber | BNatzA R
Kalengesiahr [ WPl | Halendedjahs Vel "

vom Statistechen Bundesart verffentichier

Vesbr e des. I 2018 107.40 2018 ) 107,40 0.00%

| vor dem Jahr |t|' das die Eridsobargrenze giit (§ B ARegV| | —1 i .
MNetzbatreibar Eeted

Daverhaft nichl besinflussbare Kostan rech § 11 Abs. 2 ARegV Hostan Erfiiss Koaten Eriden s}
[EUR fEUR] [EuR) [EuRy

2-1 Gasetzfiche Abnahme- und Vergltungspfichten

2-2 Kenzessionsabgaben

|
e A,
I
|
|
|

2-3 Batriabssteuarn

2.4 Plamwert:
Erfarderiiche inanspruchnahme vorgelagerier Netzebenen
| Pranwert: Ll
2-5  |Machristung von Wechselrichtern nach § 10 Abs, 1
| GweStabV S—

2-8 | Genehmigle Investitionsmatinahmen nech § 23 ARegV

2-6a | Aufidsung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs, 2a ARegV
|

| Mehrkosten fir die Errehung, den Badrieb und die

2o Anderur\g won Erdkabein
Planwm T
2-8 l\"ermledenn Nolzerr.ge'te im Sinne von §18 StromNEV, §

054 Abs 3 des KWK

3.8 EZanlungm-. an Stadle oder Gemeinden nach Malgabe von|
'§ 3 Abs. 4 StromMEY

Ba iriabfiche und tarifrerragiiche Verasinbarsngen zu
2-8 Lahn tz2- und I tungen | Vo
1 41.12.2008)

2-10 | Betriabs- und Personakratstatiqhealt

| Berufeausbidung und Werterbilgung im Lintemenmen unne]
2-11 von Betriebskindertagesstatien fir Kinder der im
Metzheraich beschafigten Betriebsangemirien -

Entscheidungen dber grenzuberschrefende

L Kostenauftailungen nach A, 12 dar VO [EU) 347/2013

Forschung und Enbwicklung nach Maligabe des § 25a
ARegV

AuRssUNg von BKZ [ Natzanschlusskostanbeitragen in
Verbindung mi der StromMEV

2-14 | Ausgieichsmechanismus nach § 2 Abs 4 EnLAG

derm finanziellan Ausgleich nach § 17d Absalz 4 des
2-15 Energiewirtschaftsgasetzes - Umsetzung des Ofishore. |
et

rve nach § 13e Abs, 3 EnWG, Stilagung v
lakrafhaverken nach § 135 EAWES sowie

| 217 Entschadigungen nach § 13 Abs 1 und 2 EEG

| Kempensationazahiungen im Rahmen des
Salz 2 Nr, 1| Ausglsichsmechanismus rach Artikel 3 der Verordnung
! (EG! hr. 1228/2003

f Artikal & dar

IF Wesm aus dem Engpassmanagemeant n;
| Yerordnung (EG) Nr. 12282003

|Kosgten far die Beschatfung d.
Satz 2 Nr. 3) Ausgleichsleistungen, ginsch|

| lastseltige Beschaflyng

Fosten oder Erldse aus Malinahmen eines Belreide

Satz 2 Nr, 2|

r Energle zur Erbringung vor
i der Kosten Rir die

2
\.ﬁ::._‘n Stmmversnrg:ﬂgsnem-'\ die elper wirksamen
SO | verfahrensrequfiening unterliegen

Satz 4 C<ff=rl'.r|z B

chen genehmagten Varlustenergiekosten un
den ansatzfahigen Kesten
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Anlage 4- Messsllonbetriob

Dberhausenar Netrgesstuchaf mbH

Ermnifthung dor Difflerans gomal § 6 Abs. 1 ARegV

|tstzachiiche Keuien dey " by [eins 8 Bung) = —
i der Erifachergienes enthaltens: Ansat: der Hosten des Mesyrtellenbetriets (sinschiebiich Messung|
| Differmre =

Esrultifiang der Diffecons gemdB b 8 Abs. 1 5.3 ARegV

Fandaa K bl eflsimrier | Qung artyisharog tatnats
feimachieic h Mewsurg) (§ S Abs 1 § 3 ARagV)
Dies entspric bt den ruBssigen Eridasn des konventionaien alrets it Messung) im s
uter Barlickmichigung der Abgangs von Ansch dhe 1 [ wchBein Sder vem

L Me ear Al madarme wun ured irenligarts Messsy siema (A58 fr mME
MSys) batiut wenen
(In der Exdschergrenas 2010 ars Arsate dar Kosler Jeilass Messurg)
Differena

von dureh ndering der Zab dur Arise umsutznT, ke “gaalareiursachl, bel danen ded

Merssiang coer M ot durahihn

? B rmatat wande

301 Apat b dnaits (hpeitherimis |

avon trEh Andering et 2N et AMSCNUSSALLTSI varuruacht, bel danen der Z8ier durch ainmnosse
el e S 16 M

Jader ein

Az BKE-1 20304701

Sede t van |



| oA | SRg

VLIRSS Ty

ﬂu...:..ﬁ._..!n_s. P awwng |

[ How yeuzagrsabziey munsnmy0ac)
) < SH/SIN DR ReRIunaay

(O GRepasabian Mumsniysns)
o < SN HeTTES IS INEY

| HOwW yeysyessbzen Jeussneyean |
oM < SISH NEquesTrusI sy

(HAWw yeusyessbnepy eussneyiegn )|
o < SHEH WE|quesdzUBISeY
{ How yeyesiesabzany Jeuasnoyiego |
O € SV RRqeedTasey

e i P sbepuug

nal

Curnolissg b

wpusbensus ey

LQIIIGAN TP usgeEuy

—
W A BT IGNOA PUTSeE - UeBeuy- 33 g8
W ] FBOIY- O pUBRSg - webey-T3 SWEN
S o
L ] L] Weqny- FEjOA pUEERg - uslienng-335 SN
URASIID A PENG- HEIOA JUSU Rad BiwoE puEjaeg - usbejiy-33 an
WS e LS (13800 I e SADS pUmSag - wsBey-33 | on
aliag £
Talg Bape] |ebusy Bunutareg anmrdsin
- -meR

BI0Z s8I0 S8p Abagy | =qy § § Wih 5 Ve

Haw yeusssasabnay seussnewnGs:

MMM 500 € “sqy + § pun DI 999 G 50 § ASNwong g1l von suilg un Rmlusne) BUSpILIBA - £

N SIGFEIBIIY 9P BUN[eIsJNE[RI0E




	BKS-19/03047-01 Beschluss
	Gründe I.
	II.
	1. Zuständigkeit
	2. Ermittlung de.r Zu• bzw. Abs.chläge auf die Erlösobergrenzen d~r Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV
	3. Entfall der vorläufigen Anordnung
	4. Rückwirkende· Festlegung

	III. Gebühren
	Rechtsmittel bei eh ru ng
	Anlage




